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Sitzungsvorlagen Nr. 14-20 / V 10520

Anlage:

Zuwendungsrichtlinien fur die Gewahrung von Zuwendungen des Referats fir Stadtplanung
und Bauordnung zur Forderung des Dialogs zu Themen der Stadtentwicklung und Stadtpla-
nung

Beschluss des Ausschusses fiir Stadtplanung und Bauordnung vom 18.04.2018 (VB)E
Offentliche Sitzung

. Vortrag der Referentin

Zustandig fur die Entscheidung ist die Vollversammlung des Stadtrates gemal § 4 Ziffer
9b der Geschéftsordnung des Stadtrates nach Vorberatung im Ausschuss fur
Stadtplanung und Bauordnung.

1. Notwendigkeit fiir Zuwendungsrichtlinien

Mit Beschluss der Vollversammlung vom 15.06.2016 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V
04822) wurde im Haushaltsplan des Referats flr Stadtplanung und Bauordnung ein
Budget zur Ausreichung von Zuschissen im Bereich des Blrgerschaftlichen Engage-
ments zu stadtentwicklungs- und stadtplanerischen Themen in der Zentralen Informa-
tionsstelle fir Offentlichkeitsangelegenheiten (PlanTreff) veranschlagt. Zusétzlich
wurde in vorgenanntem Beschluss unter Ziffer 1, Punkt 2.1 ,Konzept und Aufgaben
der Koordinationsstelle flr Burgerschaftliches Engagement in der Zentralen Informati-
onsstelle fur Offentlichkeitsangelegenheiten (PlanTreff)* die Erarbeitung eines Kon-
zepts fur Zuwendungsrichtlinien in Abstimmung mit dem Direktorium festgelegt.

Um eine zielgerichtete Zuschussgewéahrung fir Aktionen externer Partnerinnen und
Partner durch die Koordinationsstelle fiir Birgerschaftliches Engagement zu ermdgli-
chen, bedarf es eines Verfahrens, das die Ausreichung der zur Férderung zu o.g.
Themen vorgesehenen Haushaltsmittel transparent und rechtssicher gewéahrleistet.


Unbekannter Autor, 20.04.16
Bitte auswahlen.
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Daher wurde unter Berticksichtigung der ,Mindestanforderungen fir Zuwendungs-
richtlinien" (Anlage zum Schreiben des Oberbiirgermeisters vom 19.10.2016, basie-
rend auf dem Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 29.02.2012 ,For-
derung von Blrgerschaftlichem Engagement; Bericht des Fachbeirats Blrgerschaftli-
ches Engagement”, Vorlagen Nr. 08-14 / V 07833) die in der Anlage befindlichen
»Richtlinien fur die Gewahrung von Zuwendungen des Referats fir Stadtplanung und
Bauordnung zur Forderung des Dialogs zu Themen der Stadtentwicklung und
Stadtplanung*” erstellt.

Diese dienen als Grundlage fir eine standardisierte und vergleichbare Antragsbear-
beitung fur eine Vielzahl von Einzelfallen in der Koordinationsstelle fur Blirgerschaftli-
ches Engagement in der Zentralen Informationsstelle fiir Offentlichkeitsangelegen-
heiten (PlanTreff).

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung legt mit diesen, dem stadtweiten Stan-
dard und den o0.g. Mindestanforderungen entsprechenden Richtlinien erstmals ein
Regelwerk vor, das ein kundenfreundliches, betriebswirtschaftlich orientiertes und
flexibles Zuwendungsverfahren ermgglicht und so den Anforderungen an eine zeitge-
mafe Verwaltung gerecht wird. Durch die Anwendung von Zuwendungsrichtlinien
wird die Kontrolle einer sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung der zur Verfi-
gung gestellten Mittel gewéhrleistet.

Im Einzelnen

. Ausgangslage

Im Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung bestehen momentan keine eigenen
Richtlinien fur die Ausreichung von Zuwendungen aus dem Budget des Referats. In
der Hauptabteilung Stadtsanierung und Wohnungsbau, HA lll, finden die Vorschriften
des Freistaats Bayern fir Zuwendungen im Bereich der Wohnbauférderung Anwen-
dung. Zudem gibt es eine Beteiligung Uber die Lenkungsgruppe ,Stadtsanierung“ am
Forderprogramm ,Blrgerinnen und Bilrger gestalten ihre Stadt, fir das ein Budget
beim Direktorium angesiedelt ist und fir das von hier aus auch die Zuwendungsbewil-
ligungen ausgestellt werden.

Anhand der nun erarbeiteten Zuwendungsrichtlinien kénnen kiinftig Projekte und kon-
krete MalRBnahmen von zivilgesellschaftlichen Gruppen zu Themen der Stadtentwick-
lung und Stadtplanung durch die Koordinationsstelle fur Birgerschaftliches Engage-
ment standardisiert gefordert und unterstitzt werden.

Bedeutung und Wirkung von Richtlinien

In aller Kiirze ist fur die Zuschussgewahrung folgende Ausgangslage festzustellen:

Einzelne Antragsstellerinnen und Antragssteller haben keinen grundsatzlichen
Rechtsanspruch auf eine Forderung durch Zuwendungen der Landeshauptstadt
Min-chen; dies gilt vollig unabhangig von dem Ergebnis der inhaltlichen Prufung der
For- derfahigkeit. Sie haben jedoch einen Anspruch, bei der Verteilung von
Zuschussmitteln im Rahmen einer fehlerfreien Auslibung des Ermessens
bertcksichtigt zu werden. Die Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes ist einer der
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tragenden Grundsatze ermessensfehlerfreier Entscheidungen. Demnach sind bei
allen Antragstellerinnen und Antragsstellern einheitliche Entscheidungsgrundsatze
und ein einheitliches Ent-scheidungsverfahren zugrundezulegen; ein Abweichen von
einer bestimmten Verwaltungspraxis ist im Einzelfall zu begrinden.

Zuwendungsrichtlinien bilden somit den Ordnungsrahmen fiir die Vergabe von Zu-
-wendungen und die Erstellung von Zuwendungsbescheiden.

Schwerpunkt der Férderung

Neben den traditionellen Strukturen des Engagements in den Bereichen Sport,
Freizeit, Kultur, Bildung und Soziale Dienste ist in den letzten 20 Jahren auch das
Interesse der Birgerschaft an der Mitgestaltung der Stadtentwicklung und konkreter
stadt- planerischer Projekte stark angestiegen und wird in Zukunft noch an Bedeutung
bzw. Gewicht gewinnen. Engagementférderung muss also von den Kommunen auch
in diesem Bereich entwickelt und unterstiitzt werden.

Wie in Ziffer 5 ,Gegenstand und Ziele der Forderung” der Zuwendungsrichtlinien (An-
lage des vorliegenden Beschlusses) ausgefiihrt, geht es bei der Zuschussgewéahrung
durch die Koordinationsstelle fiir Blrgerschaftliches Engagement insbesondere
darum, mit zivilgesellschaftlichen Gruppen bei konkreten Projekten zusammenzuar-
beiten. Dabei soll erreicht werden, dass durch konkrete Projekte in verbesserter und
transparenter Weise Uber Themen der Stadtentwicklung und Stadtplanung informiert
wird. Es braucht Formate und Methoden, mit denen die Birgerinnen und Biirger an
diese Themen und Projekte herangefuhrt werden.E

Fachliche Priifung

Anhand der vorliegenden Zuwendungsrichtlinien werden die Zuwendungsantrage und
die Ergebnisberichte der Antragsstellerinnen und Antragssteller fachlich geprift und
die erforderlichen Abstimmungsgesprache durchgefiihrt. Diese Vorgange werden von
der Koordinationsstelle fiir Burgerschaftliches Engagement des Referats fur Stadt-
planung und Bauordnung Ubernommen.

Ein ggf. zusatzlicher Personalbedarf zur Bearbeitung der 0.g. Vorgadnge wird im Rah-
men einer Evaluierung geprtft und ggf. gesondert angemeldet.

Abstimmung mit weiteren Referaten

Die vorliegende Beschlussvorlage wurde mit dem Direktorium, Rechtsabteilung und
Gesamtstadtische Koordinationsstelle Birgerschaftliches Engagement, abgestimmt.E

Beteiligung der Bezirksausschiisse

Die Satzung fur die Bezirksausschisse sieht in der vorliegenden Angelegenheit kein
Anhorungsrecht der Bezirksausschisse vor. Die Bezirksausschiisse 1 — 25 haben jedoch

Abdrucke der Sitzungsvorlage erhalten.E

Der Korreferentin, Frau Stadtratin Rieke, und dem zustandigen Verwaltungsbeirat, Herrn

Stadtrat Bickelbacher, ist ein Abdruck der Sitzungsvorlage zugeleitet worden.E


Marianne Sagerer, 27.07.11
Grundsätzlich ist nur der Verwaltungsbeirat der federführenden HA zu beteiligen.
Soweit Vorlagen von mehreren HAen erstellt wurden, und sich dies aus dem Kopf der Vorlage ergibt, sind mehrere Ver-waltungsbeiräte zu beteiligen.

Marianne Sagerer, 28.07.11
Der Passus über die Mitzeichnung der Fremdreferate und der Beteiligung des Bezirksausschusses/
der Bezirksausschüsse kann ggf. bei einer Vorlage zur Behandlung
eines Stadtratsantrages im Rahmen des sog. zweistufigen Verfahrens (AGAM
Ziffer 2.7.6) entfallen, wenn keine Vorwegbindungen getroffen werden.]
[Begründung nach ziffer 2.7.2 AGAM
Bei verspäteter Vorlagenach Abstimmung mit SG3 einfügen.
Siehe "Formulierung in Beschlüssen zur Fristverkürzung (AGAM Ziffer 2.7.2)" im Intranet Serviceangebot SG3

Iris Celayir, 28.07.17
Herr Deiss sieht keine Notwendigkeit für eine Mitzeichnung der Stadtkämmerei bzw. des Revisionsamts (E-Mail vom 19.07.2017). 

Marianne Sagerer, 27.07.11
Hier sollten bei der Be-handlung eines Antrages/einer Empfehlung Aus-führungen gemacht werden zu:
1. Der Meinung der Ver-waltung zum Antrag (sollte ihm gefolgt/sollte er aufge-griffen oder sollte ihm nicht näher getreten werden?
2. Welcher (Verwaltungs-) Aufwand wird durch die Bearbeitung entstehen (hier sollten grob überschlägige Kosten angegeben werden, als auch personelle
Konsequenzen aufgezeigt werden)?
3. Ferner sollten die möglicherweise durchzu-führenden zahlreichen Verfahrensschritte aufgezeigt werden (z.B. Einschaltung der fachlich tangierten Referate und Dienststellen, sowie evtl. Einschaltung des/der BA`s)
4. Wenn der Antrag von der Verwaltung für zweckmäßig erachtet wird, sollte noch
ein gewisser, realistischer Zeithorizont für das weitere Vorgehen dargestellt werden.
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Antrag der Referentin

Ich beantrage Folgendes:

1. Der Stadtrat beschlief3t die in der Anlage beigeflgten Zuwendungsrichtlinien des Re-
ferats fur Stadtplanung und Bauordnung zur Férderung des Dialogs mit der Zivilge-
sellschaft zu Themen der Stadtentwicklung und Stadtplanung. Diese Anlage ist Be-
standteil des Beschlusses.

2. er Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Beschluss

nach Antrag

E]

Uber den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des Stadtrates endgiiltig
entschieden.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Minchen

Der / Die Vorsitzende Die Referentin
Ober-/Blrgermeister/-in Prof. Dr.(l) Merk

Stadtbauratin
Abdruck von I. - 1ll.

Uber die Verwaltungsabteilung des Direktoriums, Stadtratsprotokolle (SP)
an das Direktorium Dokumentationsstelle

an das Revisionsamt

an die Stadtkammerei

mit der Bitte um Kenntnisnahme.



Tina Torres, 11.12.13
Mind. 3 Zeilen zwischen „nach Antrag“ und „Der Stadtrat...“ für Stenogr. Sitzungsdienst.

Marianne Sagerer, 27.07.11
Zwingend Aussage zur Beschlussvollzugskontrolle (vgl. Beschluss der Vollversammlung
vom 06.10.2004 und Schreiben SG3 vom 22.10.2004) aufnehmen.
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Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung - SG 3
weiteren Veranlassung.

Zu V..

1.

wn

Am

Die Ubereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird
bestéatigt.

An das Direktorium HA Il — BA
An die Bezirksausschiisse 1,2,3,4,5.6,7,8,9,10,11,12,13,14,15,16.17,18
19, 20, 21, 22, 23, 24 und 25

An das Direktorium HA | - D-1-ZV-SG1 3
An das Referat fiir Stadtplanung und Baadrdnung — SG 3
as Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA |

das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA /01 BVK
An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 1/02
An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA I/1
An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 1/11-2

. An das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung — HA Il
. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA 11l
. An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA IV

mit der Bitte um Kenntnisnahme.

. Mit Vorgang zuriick zum Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung HA 1/11-2

Referat fur Stadtplanung und Bauordnung SG 3


Marianne Sagerer, 27.07.11
Alle HAen erhalten Abdruck. Ggf. zusätzlich speziell 
tangierte Fachbereiche ergänzen, z. B. HA I/40

Marianne Sagerer, 27.07.11
Je BV-Empfehlung 
3 Abdrucke und je BA-Antrag 1 Abdruck (Zum neuen Verteilermodus siehe Schreiben SG3 vom 08.10.2009).

Marianne Sagerer, 27.07.11
Verteiler zu V. bitte nicht trennen (nicht über zwei Seiten)


